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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Durch die Digitalisierung und den damit einhergehenden vielfältigen Einsatz der
digitalen Mittel verbreite sich die pädosexuelle Gewalt im Internet zunehmend und
vervielfache dadurch das Leid von Kindern und Jugendlichen, begründete Christine
Bulliard-Marbach (mitte, FR) ihre im September 2019 eingereichte Motion. In
Anbetracht dieser Entwicklungen wollte der Nationalrat mit der Annahme der Motion
den Bundesrat beauftragen, einen nationalen Aktionsplan zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen vor pädosexueller Cyberkriminalität auszuarbeiten. Es reiche unter
diesen Umständen nicht mehr aus, bei der Bekämpfung der Pädokriminalität nur auf die
Strafverfolgung zu setzen, wie dies gegenwärtig unter der Kompetenz der Kantone getan
werde, argumentierte die Motionärin. Vielmehr müsse künftig auch auf die
Sensibilisierung und die Prävention gesetzt werden, was schweizweit nur durch einen
nationalen Aktionsplan gewährleistet werden könne. Im Namen des Bundesrats
widersprach Justizministerin Karin Keller-Sutter: Seit Beginn des Jahres bestehe das
«Netzwerk Ermittlungsunterstützung für die digitale Kriminalitätsbekämpfung» (Nedik),
durch das die Kantone unterstützt und ihre Bemühungen koordiniert werden könnten.
Folglich erübrige sich das Anliegen der Motion aus Sicht des Bundesrats. Dennoch nahm
die grosse Kammer die Motion in der Herbstsession 2021 mit 153 zu 40 Stimmen bei
einer Enthaltung an. 1

MOTION
DATUM: 30.09.2021
CATALINA SCHMID

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) verlangte mit einer Motion eine nationale
Statistik über Kinder, die Zeuginnen und Zeugen von häuslicher Gewalt sind. Sie berief
sich dabei auf die Ratifikation der Istanbul-Konvention, durch die sich die Schweiz
noch stärker verpflichtet habe, Kinder vor häuslicher Gewalt zu schützen. Wenn Kinder
Zeugen häuslicher Gewalt werden, sei dies eine Form von psychischer Gewalt, die
schwerwiegende Folgen haben könne. Nur eine einheitliche und systematische Statistik
könne das Ausmass dieser Betroffenheit darlegen und eine Grundlage bieten, um
Kinder besser zu schützen, so die Motionärin. Der Bundesrat stellte sich ablehnend zur
Motion. Er vertrat den Standpunkt, dass bestehende Statistiken – namentlich die
polizeiliche Kriminalstatistik sowie die Statistiken des BFS zur häuslichen Gewalt und
zur Opferhilfe – bereits aussagekräftige Schlüsse zuliessen. Anders sah dies der
Nationalrat, der die Motion in der Sommersession 2022 mit 111 zu 75 Stimmen bei drei
Enthaltungen befürwortete. Die ablehnenden Stimmen fanden sich dabei in den Reihen
der FDP und der SVP. 2

MOTION
DATUM: 01.06.2022
MARLÈNE GERBER

In der Wintersession 2022 überwies der Ständerat mit 23 zu 19 Stimmen eine Motion
der Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) zur Schaffung einer nationalen
Statistik über Kinder, die Zeuginnen und Zeugen von häuslicher Gewalt sind. Eine
Minderheit Stark (svp, TG) der WBK-SR pflichtete dem ablehnenden Antrag des
Bundesrats bei und betonte, dass bereits existierende Statistiken ausreichen würden,
um die Erfahrungen von Kindern als Zeugen und Zeuginnen häuslicher Gewalt
abzubilden. Sie zweifelte infolgedessen an der Verhältnismässigkeit des Vorstosses.
Bereits bestehende Statistiken, so unter anderem die polizeiliche Kriminalstatistik,
erfassten jedoch nur zur Strafanzeige gebrachte Fälle der häuslichen Gewalt, wodurch
keine umfassende Datengrundlage existiere, argumentierten dagegen die
Unterstützerinnen und Unterstützer der Motion. 3

MOTION
DATUM: 12.12.2022
VIKTORIA KIPFER
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Kinder- und Jugendpolitik

In der Herbstsession 2021 brachte der Nationalrat seinen Willen zum Ausdruck, das
Recht auf gewaltfreie Erziehung im Zivilgesetzbuch zu verankern, und stimmte damit
einer Motion Bulliard-Marbach (mitte, FR) zu. Physische Tätlichkeiten wie Ohrfeigen
und Klapse sowie psychische Strafen sind in der Schweiz nicht explizit verboten,
weswegen die Schweiz, die sich mit der Unterzeichnung der Kinderrechtskonvention
eigentlich dazu verpflichtet hatte, von der UNO  bereits zweimal gerügt worden war. Die
Schaffung eines Rechts auf gewaltfreie Erziehung hätte Signalwirkung und könnte einen
Sinneswandel innerhalb der Bevölkerung herbeiführen, gab sich die Motionärin in der
Begründung ihres Vorstosses überzeugt. Noch heute erlebe jedes zweite Kind im
Rahmen der Erziehung physische oder psychische Gewalt. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da sich «in einer gesetzlichen
Regel [...] kaum befriedigend umschreiben» liesse, wie Eltern ihren Kindern Regeln und
Werte zu vermitteln hätten, wobei sie sich am Wohl ihrer Kinder zu orientieren hätten.
Ferner befürchtete er, mit einer solchen Regelung «Angst vor staatlichem
Interventionismus [zu] schüren». Der Bundesrat erklärte sich jedoch kurz nach seiner
Antwort zur Annahme eines Postulats Bulliard (Po. 20.3185) bereit, um Möglichkeiten für
angemessene Formulierungen zu prüfen. 
Im Unterschied zum Jahr 2017, als der Nationalrat eine Motion Galladé (sp, ZH; Mo.
15.3639) mit ebendieser Forderung noch ablehnt hatte, stimmte er dem Anliegen nun
mit 111 zu 79 Stimmen (3 Enthaltungen) zu. Unterstützt wurde die Motion von den
Fraktionen der SP, der Grünen, der GLP und der Mitte. 4

MOTION
DATUM: 30.09.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2021, S. 2026
2) AB NR, 2022, S. 882 f.
3) AB SR, 2022, S. 1254 ff.
4) AB NR, 2021, S. 2034 f.
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